Wien, Donnerstag den 3. April 1884. ; XVII. Jahrgang. Nr. 14. 


efterreichifche 


BT ilſchrift für N waltung 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: EIERN von EAN, TER in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 


pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbiährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


r Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und betrügt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. erg 


Jaſerate werden öflltaſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorberiger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind vortofret, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſſchtigung luden. 


An unſere Teer! lung der Wache in einem folchen Falle habe aber nur den Sinn und 
Wir laden zur Pränumeration auf das zweite Quartal der Zweck der Aſſiſtenzleiſtung für den Fall einer Widerſetzlichkeit gegen das 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1884 freundlichſt ein. Der Gerichtsorgan, damit dieſes an der Durchführung des gerichtlichen Actes 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage nicht verhindert werde. Derlei Wachen als Aſſiſtenz werden nicht nur 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne den Gerichtsboten, ſondern auch der Finanzwache und ſelbſt jedem ära⸗ 
Beilage 1 fl. riſchen Steuerpächter auf Verlangen beigeſtellt. Die beigeſtellte Wache 
Gleichzeitig erlauben wir uns, diejenigen geehrten Abonnenten, ſelbſt habe ſich aber in die Amtshandlung des Gerichtsdieners in keiner 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtande Weiſe einzumengen, um ſo weniger an dem Vollzuge des gerichtlichen 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. Actes mitzuwirken. Es ſei demnach eine derartige Wache durchaus nicht 
Als Zahlungsmittel empfehlen wir, die Poſtanweiſung zu benützen. in Vergleich zu ſtellen mit jener des 8 246 St. G., welcher letzteren 
PN — = ſozuſagen der Vollzug der gerichtlichen Strafe, nämlich des Hausarreſtes 
In ha bt. obliegt. 
en . Der Magiſtrat betonte ferner den Grundſatz, daß der Vollzug 
Strafurtheile auferlegten Hausarreſtes durch die Sicherheits- gerichtlicher Strafen den Gerichten ſelbſt obliegt und demzufolge auch 
organe. N die Ueberwachung dieſes Vollzuges Aufgabe der Gerichte ſelbft und 
Mittheilungen aus der Praxis: ihrer Organe ſein müſſe. Ferner weiſe keine Stelle der Strafproceß⸗ 


Das vor dem Geſetze vom 15. März 1883, betreffend die Abänderung und Er⸗ . ; f ; ; S: 5 
Nerzüng der Getzerbeordnung, erwurbene Meiht der Witte z Gun ordnung auf eine Abſicht des Geſetzes hin, die Local⸗Sicherheitsorgane 


fortführung erliſcht nicht, wenn fte ſich auch nicht mehr im Fruchtgenuſſe der zur Ueberwachung eines gerichtlich ausgeſprochenen Hausarreſtes zu ver⸗ 
8 Hinterlaſſenſchaft ihres 1 0 Ehegatten befindet. Hades, wenngleich in den §§ 24, 86, 87, 88, 140, 141, 177, 415, 
Der Eigenthümer eines wuthkranken Hundes haftet für allen von dieſem verur⸗ 417 und 487 St. P. O. denſelben verſchi ige, di ſtü 

ſachten Schaden, auch wenn der Hund ſich ſelbſt von der Kette geriffen hat der Gerichte 8 A e 1 es lige, die 

und dem Eigenthümer die Krankheit nicht bekannt war. 5 * zug ee ; 2 
Geſetze und Verordnungen. Da Magiſtrat und Bezirksgericht ſich in dieſer Frage nicht einigen 
Perſonalien. konnten, kam die Verhandlung im Wege der Statthalterei an das Ober⸗ 
Erledigungen. landesgericht, und zwar ſtellte der Magiſtrat für den Fall, ſeiner An⸗ 


ſchauung nicht Rechnung getragen würde, für die Zukunft unter Bezie⸗ 
Ueber die leberwachung des Strafvollzuges eines mit gericht- hung auf 8 388, al. 2 St. P. O. die Forderung die Koſtenerſatzes 


Das Oberlandesgericht hat nach Einvernehmung des Oberſtaats⸗ 
lichen ö auferlegten Hausarreſtes durch die Sicher- ünwaltes Folgendes hierüber erwiedert; 


heitsorgane. „Der Anſchauung des Stadtmagiſtrates B. dürfte wohl vor Allem 


Da in B. vom ſtädt.⸗deleg, Bezirksgerichte die Strafe des Haus- die Beſtimmung des $ 26 St. P. O. entgegen ſtehen, welche nicht nur 
arreſtes häufiger auferlegt wurde als anderwärts und an den Stadt- alle Staats-, ſondern auch die Gemeindebehörden verpflichtet, den Straf⸗ 
magiſtrat ſtets das Anſinnen herantrat, die Ueberwachung des Hausarreſtes gerichten hilfreiche Hand zu bieten und dem Erſuchen derſelben zu entſprechen. 
durch einen Sicherheitswachmann anzuordnen, hat derſelbe dieſes Be⸗ Dieſe Mitwirkung der Gemeindebehörden iſt aber keineswegs auf 
gehren mit der tivirung abgelehnt, daß unter dem Ausdrucke „Wache“ das Unterſuchungsverfahren allein beſchränkt, indem vielmehr nach dem 
im 8 246 St. nicht die Sicherheitswache RT: eine vom Ge⸗ 23. Hauptſtücke der Strafproceßordnung über die Vollſtreckung der 
5 e ad hoc zu beftelfende 5 die Strafproceßordnung Strafen im § 407 die Mithilfe der öffentlichen Sicherheitsorgane zur 
; 9 öffentlichen Sicher heitsorganen r Stelle eine e Au Vollziehung einer ausgeſprochenen Landesverweiſung oder der Abſchaf⸗ 
ER zuweiſe. ER fung aus einem Orte oder Bezirke von den Gerichten angerufen werden 
Das Besinfsgericht begifinbete Anſcht namen 1 der muß, ſowie auch die Ueberführung von Sträflingen in die Strafanſtalt 
Hinweiſung auf den § 26 St. P. O., wornach alle Staats⸗ Landes⸗ regelmäßig von den Organen der öffentlichen Sicherheit beſorgt wird, 
e e dee verbunden find, den Strafgerichten in Allem, 5 daß je von Seite derſelben eine Einwendung erhoben worden wäre. 
Verfahren gehört, hilfreiche Hand zu bieten; ferner auf Nach den 8s 246 und 262 St. G. iſt es den Gerichten 
2 . § 19 der e 1 vom auch geſtattet, beim Vorhandenſein der im letzteren Paragraphe aufge⸗ 
Bl. 13. führten Bedingungen anſtatt des Arreſtes des erſten Grades die Strafe 
u» des Hausarreſtes zu verhängen. 
Nach der Beſtimmung des § 246 kann auf die Strafe des Haus⸗ 
ch arreſtes in zweifacher Richtung erkannt werden, nämlich gegen bloße 
Angelobung, ſich nicht in , oder mit Aufſtellung einer 1 


und es kann einem Zweifel nicht wohl unterzogen werden, daß im 
letzteren Falle dieſe — einer Strafverſchärfung immerhin gleichkom⸗ 
mende — Verfügung im Urtheile beſonders ausgedrückt werden muß, 
während im erſteren Falle es genügen wird, weun das Gericht die 
vorgeſchriebene Angelobung der verurtheilten Perſon abnimmt 

Es iſt aber auch eine ſelbſtverſtändliche Pflicht der Gerichte, 
dafür zu ſorgen, daß die verhängten Strafen dem Urtheile gemäß voll⸗ 
zogen, und daß daher auch die zur Strafe des Hausarreſtes Verur⸗ 
teilten im Falle des Bruches desſelben von der im 8 246 angedrohten 
nachtheiligen Folge betroffen werden, die noch übrige Arreſtzeit in dem 
öffentlichen Verhaftorte verbüßen zu müſſen. Zur Ueberwachung der 
Vollziehung einer Strafe des Hausarreſtes müſſen aber die Gerichte im 
Allgemeinen berechtigt ſein, ſich der Organe der Sicherheitsbehörden zu 
bedienen, weil die Gerichte ſelbſt in ihrem eigenen Körper nach der 
beſtehenden Organiſation nicht über ſolche Perſonen verfügen, welche den 
Charakter einer zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit beſtimmten 
Wache im engeren Sinne an ſich tragen und weil nicht anzunehmen iſt, 
daß das Strafgeſetz im § 246 unter dem Ausdrucke „Wache“ ein von 
der öffentlichen Sicherheitswache verſchiedenes Organ, z. B. einen Amts⸗ 
diener verſtanden wiſſen wolle. 


Jedenfalls aber wird die überwachende Thätigkeit der Sicherheits- 


organe in Beziehung auf dieſen Strafvollzug eine verſchiedene ſein. 

Im Falle der Verhängung des Hausarreſtes gegen bloße Ange— 
lobung, ſich nicht zu entfernen, kann die Aufgabe derſelben nur darin 
beſtehen und auch von den Gerichten nicht anders gefordert werden, als 
den während der Dauer der im Vollzuge begriffenen Strafe der Unge- 
lobung wortbrüchig gewordenen Verurtheilten im Falle ſeiner Betretung 
außerhalb des Hauſes zu verhaften und dem Gerichte zur Verbüßung 


der noch übrigen Arreſtzeit im öffentlichen Verhaftsorte zu überſtellen. 


Jun einem ſolchen Falle kann daher eine Ueberwachung durch eine 
öftere Nachſchau im Hauſe oder in der Wohnung des Verurtheilten 
nicht gefordert werden. 

In einem höheren Grade wird jedoch dieſe Ueberwachung im 
Falle der Verhängung des Hausarreſtes mit Aufſtellung einer Wache 
gefordert werden müſſen. Allein auch die Aufſtellung einer Wache iſt 
nicht in dem im Berichte des Stadtmagiſtrates B. gemeinten Sinne zu 
verſtehen, denn es wird dem Geiſte und der Tendenz des Geſetzes voll⸗ 
kommen genügen, wenn das mit der Ueberwachung des Strafvollzuges 
betraute Sicherheitsorgan ſich von Zeit zu Zeit durch Nachſchau die 
Ueberzeugung verſchafft, daß der Verurtheilte ſich im Hauſe befinde und 
ſeine Wohnung nicht verlaſſen habe oder verlaſſen wolle und im Falle 
des Zuwiderhandelns denſelben dem Gerichte überſtellt. 

Soweit aber der Stadtmagiſtrat B. einen Erſatz der Koſten für 
derartige außerordentliche Dienſtleiſtungen verlangen will, ſo muß nur 
bemerkt werden, daß gegenwärtig der Fall eines ſolchen Anſpruches und 
ſomit auch der Entſcheidung der angeregten Frage gar nicht vorliegt, 
und daß im Falle einer ſeinerzeitigen Geltendmachung eines derartigen 
Anſpruches das Oberlandesgericht nicht ermangeln wird, hierüber im 
ordentlichen Juſtanzenzuge zu entſcheiden.“ 

Daß die Art und Weiſe, wie das Oberlandesgericht den Vollzug 
und die Ueberwachung des Hausarreſtes auffaßt, die dem Geſetze ent⸗ 
ſprechender ſei, kann wohl keinem Zweifel unterliegen, während nach 
der Auffaſſung der Organe der erſten Inſtanz die Poſtirung einer 
öffentlichen Wache conſequent eines Gendarmen vor das Haus des Ver⸗ 
urtheilten, gerade zu dem Gegentheile deſſen führen müßte, was das 
Geſetz durch die Zulaſſung der allerdings nur ſelten vorkommenden Ver⸗ 
hängung des Hausarreſtes beabſichtigt hat, es wäre dies gleichſam die 
früher zuläſſige Stellung an den Pranger. 

Auch kann nach der allgemein gehaltenen Faſſung des § 26 
St. P. O. die Berechtigung der Begründung des Obergerichtes nicht 
abgeſprochen werden, wenn die Mitwirkung der Sicherheitsbehörde auch 
für dieſen Fall in Anſpruch genommen wird. 

Anderſeits iſt in der ganzen Strafproceßordnung der Grundſatz 
durchgeführt, daß der Strafvollzug, „inſoweit nicht öffentliche Rückſichten 
die Mitwirkung der Sicherheitsorgane erheiſchen,“ den Juſtizbehörden 
zukommt, ſowie auch hier der S 388 St. P. O. und namentlich der 
$ 42 der Vollzugsvorſchriſt relevant erſcheinen, wornach der Verurtheilte 
auch den zufallenden Antheil an den Koſten der Bewachung des Straf⸗ 
ortes zu erſetzen hat. Die vom Obergerichte bei dem Hausarreſte „mit 
Wache“ betonte Nachſchau kaun füglich auch durch die Gerichtsdiener 
ſelbſt veranlaßt werden. F. K. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Das vor dem Geſetze vom 15. März 1883, betreffend die Ab⸗ 

änderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, erworbene Necht 

der Witwe zur Gewerbsfortführung erliſcht nicht, wenn ſie ſich 

auch nicht mehr im Fruchtgenuſſe der Hinterlaſſenſchaft ihres erſten 
Ehegatten befindet. 

Die Witwe Maria N. erſtattete an die Bezirkshauptmannſchaft 
in B. die Anzeige von der Verpachtung des von ihrem verſtorbenen 
Gatten ererbten Gaſtwirthsgewerbes in K. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied unterm 3. November 1883, 
3. 13.933, wie folgt: 

„Das fragliche Gaſtwirthsgewerbe iſt ein rein perſönliches und 
konnte von der Witwe des Inhabers desſelben nur auf Rechnung der 
minderjährigen Kinder fortgeführt werden Aus den vom Bezirksgerichte K. 
gegebenen Daten iſt erſichtlich, daß der Sohn Joſeph N., weil bereits 
großjährig, kein Recht mehr auf dieſes Gewerbe hat, die zwei noch 
minderjährigen Kinder Johann und Thereſia hingegen, deren Vermögen 
in Capitalien beſteht, ſich in keinem Verhältniſſe zu gegenſtändlichem 
Gewerbe mehr befinden, ſomit dasſelbe erloſchen iſt. Von alldem abgeſehen, 
kann ein Gewerbe, deſſen natürliche Grundlage und Vorbedingung doch 
eine geeignete Baulichkeit mit den entſprechenden Localitäten iſt, nicht 
mehr verpachtet werden, wenn genanntes Subſtrat fehlt, was vorliegenden 
Falles, nachdem bereits ſämmtliche Realitäten ohne Vorbehalt veräußert 
wurden, vollkommen zutrifft.“ 

Die Statthalterei hat im Recurswege unterm 18. December 1883, 
3. 24.539, die Entſcheidung der erſten Inſtanz beſtätigt, jedoch aus 
nachſtehenden Gründen: 

Es iſt zwar ſowohl nach den Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859 wie auch des Gewerbegeſetzes vom 15. März 
1883 die Fortführung eines conceſſionirten Gewerbes für Rechnung der 
Witwe des Conceſſionsinhabers auf Grundlage der alten Conceſſion zu⸗ 
läſſig und verlangt das Geſetz keineswegs, daß die Fortführung des Ge⸗ 
werbes zugleich auch für Rechnung minderjähriger Erben geſchehe; im 
Sinne des § 59 der früheren, beziehungsweiſe $ 56 der geltenden 
Gewerbeordnung iſt vielmehr die Witwe zur Fortführung des Gewerbes 
auch dann berechtigt, wenn minderjährige Erben entweder gar nicht vor⸗ 
handen ſind oder den ferneren Betrieb auf ihre Rechnung nicht bean⸗ 
ſpruchen können. Es unterliegt auch keinem Zweifel, daß im vorliegenden 
Falle auf die Recurrentin, welche ſich vor dem Eintritte der Wirkſam⸗ 
keit des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, wieder 
verehelicht hat, die Beſchränkung des 8 56 dieſes Geſetzes, wornach 
die Berechtigung der Witwe auf die Dauer des Witwenſtandes begrenzt 
iſt, keine Anwendung findet, da das frühere Geſetz dieſe Beſchränkung 


nicht ſtatuirt und dem neuen Geſetze eine rückwirkende Kraft in dieſer 
Richtung nicht zuerkannt werden kann. Maria N., welcher durch Teſta⸗ 
ment ihres verſtorbenen Gatten der Fruchtgenuß am ſogenannten Moh⸗ 
renwirthshauſe in K. überlaſſen worden, war ſomit zum Betriebe des Wirths⸗ 
gewerbes in dem genannten Locale, ſei es in eigener Regie, ſei es durch 
einen Pächter oder Stellvertreter, in ihrer Eigenſchaft als Witwe des 
Conceſſionsinhabers berechtigt und hätte dieſe Berechtigung auch nach 
der im October 1883 an ihren großjährig erklärten Sohn Joſeph N. 
erfolgten Reſtitution nicht verloren, wenn die Reſtitution mit dem Vor⸗ 
behalte der Wirthsgerechtſame geſchehen wäre. Nachdem jedoch ein 
ſolcher Vorbehalt ſeitens der Recurrentin erwieſenermaßen nicht gemacht 
worden iſt, muß deren Berechtigung zur ferneren Ausübung des Wirths⸗ 
gewerbes auf Grund der alten Eonceſſion als erloſchen angeſehen und 
die recurrirte Entſcheidung der erften Inſtanz ihrem weſentlichen Inhalte 
nach als im Geſetze begründet anerkannt werden. 

Ueber weiteren Recurs fand das Miniſterium des Innern mit 
Entſcheidung vom 13. Februar 1884, Z. 1152, unter Behebung der 


Statthaltereientſcheidung der Genannten die Berechtigung zur Gewerbs⸗ 


fortführung auf Grund der früheren Conceſſion des N. als Witwe 
dieſes Letzteren zuzuerkennen, „weil ſte dieſe Berechtigung gemäß § 59 
der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, 
vor dem Eintritte der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39, bereits erlangt hatte, durch den Eintritt der Wirk⸗ 
ſamkeit des letztbezogenen Geſetzes ihr früheres Recht nicht verlieren 
konnte und der Umſtand, daß ſie ſich nicht mehr im Fruchtgenuſſe der 
Hinterlaſſenſchaft ihres erſten Ehegatten befindet, beziehungsweiſe daß 
die Realität, bei welcher das Wirthsgewerbe ausgeübt wurde, auf ein en 


2 


Anderen übergegangen iſt, mit Rückſicht darauf, daß es ſich nicht um in der Klage bezeichneten Hunde gebiſſen worden iſt, und daß er in 
ein Real⸗, ſondern um ein Perſonalgewerbe handelt, nicht in's Gewicht Folge deſſen die ärztliche Hilfe des Med. Dr. L. in Anſpruch nehmen 
fällt.“ A. F. mußte, welcher nun von ihm für die ärztliche Behandlung 5 fl. verlangt. 
— Nun iſt gemäß Hofdecretes vom 11. Jänner 1816, Pol. Gel. S. 

Der Eigenthümer eines wuthkranken Hundes haftet für allen von | Band 44, und vom 16. März 1837, Pol. Geſ. S. Band 62, der 
dieſem verurſachten Schaden, auch wenn der Hund ſich ſelbſt von Eigenthümer eines wüthenden Hundes zum Erſatze der Heilungskoſten 
der Kette geriſſen hat und dem Eigenthümer die Krankheit | der von dieſem Hunde gebiſſenen Perſonen auch dann verpflichtet, wenn 
nicht bekannt war. ihm auch kein Verſchulden in der Verwahrung des betreffenden Hundes 

Anton G., Wächter im Schloſſe K., wurde, wie er behauptete, zur Laſt fällt. Der Geklagte iſt daher ſchuldig, dem Kläger die Koſten 

von dem Hunde des Wirthſchaftsbeſitzers Andreas B. angefallen, ohne der ärztlichen Behandlung per 5 fl. zu erſetzen, jedoch erſt dann, bis 
daß er ihn gereizt hätte, und es wurden ihm von demſelben am linken der Kläger die Auslage gemacht haben wird. Nun hat der Zeuge 
Fuße und in der Nähe der Geſchlechtstheile mehrere Bißwunden beige- Dr. L. endlich angegeben, daß ihm der Kläger die Koſten feiner 
bracht, die ärztliche Behandlung erforderten. Ueberdies wurden ihm die | ärztlichen Behandlung bisher nicht bezahlt habe und mußte daher der 
Kleidungsſtücke, die er anhatte, zerriſſen und mußten dieſe Kleidungs⸗ Kläger mit dem diesbezüglichen Klagsanſpruche derzeit abgewieſen werden. 


ſtücke ſpäter ſogar vertilgt werden, weil der Hund wuthkrank war. (Oberſtrichterliche Entſcheidung vom 9. Jänner 1879, 3. 5411, Unger⸗ 
Anton G. belangte deshalb den Andreas B. mit der Klage de Glaſer Nr 7279.) 
praes. 15. Jänner 1882, 8. 777, wegen Vernachläſſigung der Ver⸗ Ueber Appellation des Klägers hat das k. k. Oberlandesgericht 


wahrung feines wuthkranken Hundes auf Bezahlung des ihm durch in Prag mit Urtheil vom 3. October 1883, 3. 26.813, jenes der 
dieſen Hund zugefügten Schadens, des Verdienſtentganges und Schmerzen- | erften Inſtanz abgeändert und erkannt: 


geldes im Geſammtbetrage von 82 fl. 25 kr., indem er für die Kleidungs⸗ Der Geklagte iſt wegen Vernachläſſigung der Verwahrung ſeines 
ſtücke 17 fl. 25 kr., an Verdienſtentgang 10 fl., an Schmerzengeld 50 fl. wuthkranken Hundes ſchuldig, dem Kläger den ihm durch dieſen Hund 
und an Curkoſten 5 fl. forderte. zugeſügten Schaden, Verdienſtentgang und Schmerzengeld den Betrag 


Das k. k. Bezirksgericht in E, hat mit Urtheil vom 12. Auguſt per 65 fl. unbedingt, den weiteren Betrag von 15 fl. 75 kr. jedoch 
1883, Z. 7876, die Klage unbedingt abgewieſen bis auf die Heilungs- nur dann zu bezahlen, wenn der Kläger den Schätzungseid dahin, „daß 
koſten per 5 fl., hinſichtlich derer die Klage nur für dermal abgewieſen er den durch die Vertilgung ſeiner Kleidungsſtücke aus Anlaß der ihm 
wurde — Die Gründe lauten: durch den Hund des Geklagten Anfangs October 1881 zugegangenen 

Der Kläger hat feinen Klagsanſpruch 1. in der Klage darauf Bißwunden ihm zugefügten Schaden gewiſſenhaft auf 15 fl 75 kr. 
gegründet, daß der dem Geklagten gehörige Hund wuthkrank geweſen ſchätze,“ ablegt — Die Gründe find folgende: 
iſt, und daß derſelbe es trotzdem unterlaſſen hat, ihn zu verwahren, Schon nach den Hoſdecreten vom 11. Jänner 1816 und 16. März 
und 2. im weiteren Laufe des Verfahrens, daß dieſer Hund biſſig 1837, daun vom 7. Jänner 1841 und vom 22. September 1843 
geweſen iſt, und daß ihn der Geklagte trotzdem nicht gehörig verwahrt | hat die durch einen wüthenden Hund verurfachten Beſchädigungen zu⸗ 
hat. Was nun den erſten Fall betrifft, jo iſt zwar durch das Gutachten nächſt der Eigenthümer desſelben zu erſetzen. Der Geklagte gibt ſelbſt an, daß 
der Sachverſtändigen Med. Dr. E. und Oberwundarzt Joſeph R. erwieſen, ſein ſonſt ſtets bei Tag und Nacht an der Kette gehaltener Hofhund 
daß der klagsbezeichnete Hund wuthkrank geweſen iſt; der Geklagte am 6. October 1881 Nachmittags ſich von der Kette losgeriſſen habe 
wäre jedoch, ſelbſt vorausgeſetzt, daß dieſer Hund mit dem ihm gehörig und davongelaufen, auch nicht wieder zurückgekommen ſei, und daß er 
geweſenen Hunde identiſch war, welcher ihm den Tag zuvor, bevor am 8. October vernommen habe, daß der Hund nach K. gelaufen, dort 
Anton G. von den klagsbezeichneten Hunde gebiſſen wurde, entlaufen in die Küche des Schloßgebäudes gekommen und daſelbſt hinausgejagt 
iſt — zur Leiſtung des durch dieſen klagsbezeichneten Hund verurfachien | worden ſei. Daß dieſer Hund aber den Kläger, ohne daß er ihn gereizt 
Schadens nur dann verpflichtet, wenn der Kläger ($ 1296 a. b. G. B. hätte, gepackt und ihm am linken Fuße, wie auch in der Nähe der 
und SS 3 und 104 a. G. O.) erwieſen hätte, daß die Krankheit des Geſchlechtstheile mehrere Bißwunden beigebracht und ihm die angehabten 
Hundes dem Geklagten bekannt geweſen iſt oder bei gehöriger Auf- Kleidungsſtücke zerriſſen, ſowie daß Kläger dieſe Kleidungsſtücke nachher 
merkſamkeit hätte bekannt werden können, und er den Hund trotzdem vertilgen mußte, weil der Hund wuthverdächtig erſchien, iſt gemäß 
gehörig zu verwahren unterlaſſen hätte (S 1320 a. b. G. B.). Dieſen § 137 a. © O. durch die Ausſagen des Karl F., Karl W. und 
Beweis hat Kläger nicht erbracht, und es hat vielmehr der Geklagte Wilhelm N. erwieſen. Ebenſo iſt durch den Befund und das Gutachten 
durch die Zeugen Georg A., Chriſtoph M., Johann W., Georg W., der Sachverſtändigen Med. Dr. E. und Oberwundarzt R erwieſen, 
Magdalena A., Maria A., Anton D. und die Sachverſtändigen Med. daß dieſer Hund damals nicht nur wuthverdächtig, ſondern wirklich 
Dr. E. und Joſeph R. das Gegentheil erwieſen. Was nun den zweiten wuthkrank war. Unter dieſen Umſtänden aber iſt die Verantwortlichkeit 
Umſtand betrifft, daß der Hund des Geklagten biſſig geweſen ſein ſoll, des Geklagten, als Eigenthümers dieſes Hundes, für den dem Kläger 
ſo hat der Kläger auch über dieſen Umſtand keinen Beweis erbracht. zugegangenen Schaden nicht nur nach den Eingangs bezogenen Vor⸗ 
Die Behauptung des Klägers, daß dem Geklagten ſchon aus dem ſchriften der politiſchen Geſetze, ſondern auch durch die Beſtimmungen 
Grunde ein Verſchulden zur Laſt fällt, weil er den Hund nicht an die des $ 1320 a. b. G. B. begründet, indem das Losreißen des Hundes 
Kette gelegt hat, iſt unrichtig; denn nach der Miniſterialverordnung von der Kette und deſſen Entfernung aus dem Hofe an und für ſich 
vom 26. Mai 1854, R. G. Bl. Nr. 132, ſind nur biſſige Hunde ſchon eine Vernachläſſigung in der Verwahrung, für welche der Eigen— 
an die Kette zu legen; daß der Hund des Geklagten biſſig geweſen ift, | thümer zu haften hat, bethätigt. Belangend die angeſprochenen Beträge 
iſt nicht erwieſen worden, vielmehr haben die vorangeführten Zeugen | des Schadenerſatzes gebühren dem Kläger die geltend gemachten Beträge 
das Gegentheil beſtätigt. Es mußte demnach der Kläger mit ſeiner für die ärztliche Behandlung per 5 fl., Lohnentgang per 10 fl. und das 
Klage bezüglich der ſämmtlichen eingeklagten Beträge, mit Ausnahme Schmerzengeld per 50 fl., zuſammen 65 fl., unbedingt, weil die erſteren 
des Betrages per 5 fl für ärztliche Behandlung, abgewieſen werden. beiden Beträge durch die Ausſagen des behandelnden Arztes Dr. 
Bezüglich dieſes Betrages per 5 fl. mußte der Kläger mit ſeiner Klage Joſeph L. und den Befund und das Gutachten der Sachverſtändigen 
blos derzeit abgewieſen werden; denn aus dem Umſtande, daß der erwieſen und auch das angeſprochene Schmerzengeld den Umſtänden 
Hund des Geklagten den Abend zuvor, bevor der Kläger von dem entſprechend und mit Rückſicht auf die Gefährlichkeit der dem Kläger 
klagsbezeichneten Hunde gebiſſen worden iſt, entlaufen und nicht mehr zugegangenen Bißwunden und die Nothwendigkeit des Ausbrennens der⸗ 
zurückgekehrt iſt, und aus dem weiteren Umſtande, daß der Hund, von ſelben keineswegs zu hoch gegriffen iſt, wogegen der Erſatz für den 
welchem der Kläger gebiſſen worden iſt, dieſelbe Größe, dieſelbe Farbe durch die nothwendige Vertilgung der Kleidungsſtücke entſtandenen 
und alle ſonſtigen Merkmale hatte, wie der Hund des Geklagten, daß Schaden dem Kläger gegen den Schätzungseid desſelben nach § 217 
er ferner auch mit einer Kuppel mit Umlaufring verſehen war, wie a. G. O. auferlegt wurde. 
der Hund des Geklagten, ergibt ſich, daß der klagsbezeichnete Hund Gegen das oberlandesgerichtliche Urtheil brachte der Geklagte 
mit dem Hunde des Geklagten identiſch geweſen iſt, und hat dies ja die Reviſionsbeſchwerde ein und machte in derſelben geltend: Die vom 
der Geklagte dadurch ſelbſt eingeſtanden, daß er ja die Koſten der k. k. Oberlandesgerichte citirten Hofdecrete ſind nicht geeignet, das ober⸗ 
Secirung des klagsbezeichneten Hundes bezahlt hat. Durch die vom gerichtliche Urtheil zu rechtfertigen. Die Hofdeerete vom 11. Jänner 
Kläger geführten Zeugen iſt ferner erwieſen, daß der Kläger von dem 1816 und vom 16. März 1837 beziehen ſich nur auf die Heilungs⸗ 


koſten, nicht auf den Erfah der Beſchädigungen überhaupt, wie das 
k. k. Oberlandesgericht vermeint; die beiden Hofdecrete vom 7. Jänner 1841 
und vom 22. September 1843, Z. 28.563, beziehen ſich auf den 
durch die Vertilgung der Effecten erlittenen Schaden, und dieſen hat 
die Gemeinde zu erſetzen, weil die Vertilgung der Effecten im öffent⸗ 
lichen Intereſſe zu geſchehen hat. Schmerzengeld und Verdienſtentgang 
könnte der Eigeuthümer des Hundes nur dann zu bezahlen verpflichtet 
ſein, wenn er in der Verwahrung desſelben nachläſſig geweſen iſt und 
eine geſetzliche Vorſchrift verletzt hat, weil ſonſt die Beſchädigung 
für einen Zufall gehalten wird. Geklagter hat die Vorſchriften des $ 391 
St. G. und der Miniſterialverordnung vom 26. Mai 1854 nicht 
verletzt; denn der Hund war nicht bifſig und wuthverdächtig. Die Cur- 
koften hat der Kläger noch nicht bezahlt, folglich hat der Geklagte auch 
nichts zu erſetzen, da der Arzt ſich wegen Bezahlung der Koſten an 
den Geklagten halten kann, und dieſer daher zweimal zahlen müßte. 
Uebrigens iſt gar nicht bewieſen, daß dem Kläger ein Verdienſt ent⸗ 
ging, daß er beſondere Schmerzen hatte, und war dem Kläger auch 
nicht der ganze angeſprochene Betrag ohne Minderung zuzuſprechen. 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Urtheil vom 20. De⸗ 
cenber 1883, 3. 13.646, das oberlandesgerichtliche Urtheil unter 
Verweiſung auf deſſen ſach- und geſetzmäßige Begründung zu beſtätigen 
befunden. ' Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 
1883. I. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 8. Ausgeg. am 23. Jänner. 

Errichtung von Poftämtern in Feuersbrunn und Klauſen⸗Leopoldsdorf. 
H. M. Z. 873. 16. Jänner. 

Errichtung eines Poſtamtes in Groß⸗Senitz. H. M. Z. 459. 16. Jänner. 

Nr. 9. Ausgeg. am 28. Jänner. 

Auflaſſung des Poſtamtes in Lengfelden. H. M. Z. 39.897. 21. December. 

Errichtung von königlich ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 100. 
2. Jänner. 

Nr. 10. Ausgeg. am 1. Februar. 

Ermäßigung der franzöſiſchen Terminaltaxe für die mit Bosnien⸗Herze⸗ 
gowina, Bulgarien und Montenegro gewechſelten Telegramme und der franzöſiſchen 
Tranfittaxe für Telegramme aus Oeſterreich⸗Ungarn nach Spanien und Portugal, 
ſowie umgekehrt. H. M. Z. 586. 23. Jänner. 

Verbot der Zeitſchriften: „Il Meſſaggero“, „LeItalia, Giornale del 
Popolo“ und „Don Chisciotte“. H. M. Z. 3535. 29. Jänner. 

Nr. 11. Ausgeg. am 2. Februar. 

Einführung eines einheitlichen Recommandationsſtempels im geſammten 
Gebiete des Weltpoſtvereines. H. M. Z. 42.335 ex 1882. 23. Jänner. 

Zollpflichtigkeit der in Deutſchland einlangenden Poſtſendungen. H. M. 
8. 41.326 ex 1882. 25. Jänner. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Litiatyn. H. M. Z. 42.820 ex 1882. 
18. Jänner. 

Nr. 12. Ausgeg. am 5. Februar. 

Verbot der Zeitſchriſt: „Binele publien”. He M. Z. 4012. 2. Februar. 

Aenderungen in den Fahrpoſttarifen „Portugal“ und „Spanien“. H. M. 
3. 2765. 20. Jänner. 

Bezeichnung der über das Kabel Trieſt⸗Corfu zu befördernden Telegramme. 
H. M. Z. 42.575 ex 1882. 20. Jänner. 

Errichtung von k. k. Militärpoſtämtern in Bosnien. H. M. 8. 3029. 
27. Jänner. 

Nr. 13. Ausgeg. am 7. Februar. 

Verbot der Zeitſchrift: „Weſtungariſcher Grenzbote“. H. M. Z. 4483. 
5. Februar. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H. M. Z. 3733. 30. Jänner 

Ausſchließung des Haloxylin vom Poſttransporte. H. M. 43.437 ex 1882. 
25. Jänner. 

Herabſetzung des Preiſes der Briefſammelkäſten für Privatverſchleißer 
von Poſtwerthzeichen in Poſtorten mit nichtärariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 1192. 
21. Jänner. 

Nr. 14. Ausgeg. am 9. Februar. 

Einſchärfung der Beſtimmungen hinſichtlich des Verhaltens in Unfällen 

bei Bahnpoſtfahrten. H. M. Z. 42.435 ex 1882. 27. Jänner. 
(Fortſetzung folgt.) 
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N Perfſon alien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der Statthalterei in Trieſt Theodor 
Ritter von Rinaldini das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Prag Maximilian 
Ritter von Kurzbeck das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens und dem Vorſtande 
des techniſchen Statthaltereidepartements Oberbaurathe Wenzel Hlaſek in Prag den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, beiden taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsreferenten 
in Prag Med. Dr. Wilhelm Pißling anläßlich defſen Penſtonirung taxfrei den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem im Miniſterium des Aeußern in Verwendung 
ſtehenden Viceconſul Emit Filtſch das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Conſulareleven Franz von Spöner in Moskau, 
Rudolph von Wodianer in Alexandrien und Dr. Bela Baſch in Conſtanti⸗ 
nopel zu effectiven Viceconſuln ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Landes⸗Forſtinſpector, Foſtrathe Franz Wondrak 
in Linz taxſrei den Titel und Charakter eines Oberforſtrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Forſtmeiſter Leo Titz zum Oberforſtmeiſter 
und Vorſtande der Forſt⸗ und Domänendirection in Görz ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Rentier Joſeph Fil in Ajaccio zum unbeſoldeten 
Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Eduard Girſa zum Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den proviſoriſchen Forſtverwalter 
Mirosevic zum Forſtinſpections⸗Adjuncten für Dalmatien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat deu k. k. Forſtaſſiſtenten Franz Manzano 
zum Forſtinſpections⸗Adjuncten im Küſtenlande ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle bei der 
galiziſchen k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in der eilften Rangsclaſſe, bis 
Ende April. (Amtsbl. Nr. 72.) 

Aſſiſtentenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Generaldirections⸗ 
caſſe der Tabakregie in Wien, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 73.) 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Ober⸗ 
öſterreich mit der neunten, eventuell proviſoriſche Statthaltereiconcipiſtenſtelle in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 73.) 
Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle mit der neunten Raugsclaſſe in 
Mähren, eventuell Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle mit 500 fl. Adjutum in einem 
anderen Kronlande, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 73.) 
Zolloberamts⸗Officialsſtelle beim k. k. Hauptzollamte in Wien mit der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 75.) 
Bauadjunctenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe im niederöſterreichiſchen Staats⸗ 
baudienſte, eventuell adjutirte Bauprakticantenſtellen, bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 76.) 


Kaſpar 


f Soeben ift erſchienen im Verlage der Buchhandlung Moritz 
Perles in Wien, I., Bauernmarkt 11, und durch alle Buchhandlungen 


zu beziehen: f 
Das Anfechtungsgefeß, 


5 Concurs- und Executions-Novelle 
| | 
8 Band I (1092 ©.) den allgemeinen Theil enthaltend. 
Elegant in Halbfranz geb. 6 fl. 


und die 
5 Band II (1072 S.) enthaltend den Schluß des allgemeinen Theils 


überſichtlicher ſyſtematiſcher Gliederung, unter Beibehaltung des vollſtän⸗ 
digen Wortlautes der Geſetze und Verordnungen, erläutert aus der 
Rechtſprechung der oberſten Verwaltungsbehörden, des Reichsgerichts und 
des Verwaltungsgerichtshofs. 0 

Hievon iſt bisher complet erſchienen: 


Strafgeſetz⸗Novelle 
Mit ausführlichen Erläuterungen und den Materialien herausgegeben von 
Dr. Leo Geller. 
und den beſonderen Theil. 
Elegant in Halbfranz gebunden 6 fl. 
NB. Erscheint auch in Lieferungen zum Preise a 90 kr. 


Preis elegant broſch. 80 kr., geb. 1 fl. 20 kr. 
Ausführliche Proſpecte über die ſämmtlichen Geller'ſchen Geſetzes⸗ 


Oeſterreichiſche 
Verwaltungsgeſetze. 
Ausgaben ꝛc. ſtehen auf Wunſch gratis und franco zu Dienſten. 
Moritz Perles Buchhandlung in Wien, I., Bauernmarkt 11. 


Umfaſſend die geſammte praktiſche Verwaltungsgeſetzgebung in 


SHiezu als Beilage: Bogen 39 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


